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Humanitäre Hilfe unter Feuer 
90 Prozent von Gaza israelische Kampfzone

Waffenruhe in Sweida – Zukunft ungewiß

Am Sonntag haben israe-
lische Streitkräfte im Ga-
zastreifen mindestens 

115 Palästinenser getötet. 92 
dieser Menschen wurden ge-
tötet, als sie versuchten, Le-
bensmittel zu finden. Die Mor-
de an den hilfesuchenden 
Menschen ereigneten sich am 
Übergang Zikim in den Nor-
den des Gazastreifens. Auch 
an angeblichen Hilfsstationen 
in Rafah und Khan Younis, im 
Süden von Gaza wurden Hil-
fesuchende erschossen. Von 
Seiten der palästinensischen 
Gesundheitsbehörde hieß es 
zudem, mindestens 19 Perso-
nen seien allein an diesem 
Sonntag verhungert. 

Nicht näher bezeichnete 
Quellen von Medizinern und 
palästinensischen Zivilschutz-
kräften berichteten Reportern 
des katarischen Nachrichten-
senders Al Jazeera, daß die 
israelische Armee am Über-
gang Zikim mindestens 
79 Personen getötet habe. 
Dort hätten sich viele Men-
schen versammelt, weil sie 
hofften, Mehl zu erhalten, das 
ein Konvoi der UNO bringen 
sollte. Neun Menschen star-
ben in Rafah, nachdem erst 
am Tag zuvor an der gleichen 
Hilfsstation 36 Menschen ge-
tötet worden waren. In Khan 
Younis wurden vier Tote ge-
zählt, als sie versuchten, 
Hilfsgüter zu bekommen. 

Kein Rettungswagen, 
kein Essen, kein Leben 

Der katarische Nachrich-
tensender gehört zu den we-

nigen Medien, die noch aus 
dem Gazastreifen berichten 
und den Menschen, die versu-
chen zu helfen eine Stimme 
zu geben. Rizeq Betaar ist ein 
Mann, der nach den tödlichen 
Schüssen bei Zikim versuch-
te, einen jungen Mann zu ei-
ner Klinik zu bringen. Er und 
andere hätten versucht, den 
Mann auf einem Fahrrad zu 
transportieren, doch sie hät-
ten keine Hilfe für ihn finden 
können.  

»Es gibt keine Rettungs-
wagen, kein Essen, kein Le-
ben, keine Möglichkeit, über-
haupt noch zu leben«, wurde 
der Mann zitiert. Ein anderer 
Augenzeuge namens Osama 
Marouf versuchte ebenfalls ei-
nen alten, verletzten Mann auf 
einem Fahrrad zu transportie-
ren, nachdem dieser ange-
schossen worden war. Der al-
te Mann sei, ebenso wie er, 
gekommen, um Mehl zu fin-
den, sagte Marouf: »Ich will 
kein Mehl mehr, dieser alte 
Mann ist wie mein Vater, mö-
ge Gott mir Kraft geben, um 
ihm zu helfen.« 

Die israelische Armee 
räumte den Angriff ein und be-
hauptete, die Soldaten hätten 
nur »Warnschüsse« abgege-
ben, um »eine direkte Gefahr 
für die israelischen Soldaten 
zu abzuwehren«. Das Welter-
nährungsprogramm der UNO 
(WFP), das mit 25 Lastwagen 
die Hilfsstation Zikim erreicht 
hatte, erklärte, die Menschen 
hätten keinerlei Gefahr für ir-
gendjemanden dargestellt. Al-
le, die erschossen wurden, 

seien »einfach Menschen ge-
wesen, die versucht haben 
Nahrungsmittel für sich und 
ihre Familien zu bekommen«, 
hieß es in einer WFP-Erklä-
rung. Alle diese Menschen 
seien »kurz davor zu verhun-
gern«.  

Die israelische Armee hat-
te ursprünglich zugesagt, daß 
die Verteilung von Hilfsgütern 
durch das WFP »genehmigt« 
worden sei. Wie vereinbart 
würden weder entlang der 
Route noch an dem Ort, wo 
die Lebensmittel verteilt wer-
den sollten, israelische Solda-
ten anwesend sein. 

Israel befiehlt 
Massenevakuierung  
Am Montag erklärte das is-

raelische Militär sowohl den 
Norden als auch das Zentrum 
des Gazastreifens zur Kampf-
zone. Alle Menschen wurden 
aufgefordert, das Gebiet zu 
verlassen, weil die Armee dort 
»extreme Gewalt« einsetzen 
werde. Ein Al-Jazeera-Repor-
ter berichtete aus Deir al Ba-
lah, das südlich von Gaza-
Stadt liegt, über das Gesche-
hen, während Schüsse der is-
raelischen Armee zu hören 
waren. Die israelische Luft-
waffe hatte Flugblätter abge-
worfen und die Leute aufge-
fordert, Deir al-Balah zu ver-
lassen und sich in Richtung 
von Al Mawasi zu begeben, 
einen Ort im Südwesten des 
Gazastreifens an der Küste. 
Auf Fotos von Agenturen sind 
Menschen zu sehen, die ihr 
Hab und Gut geschultert oder 

auf die wenigen verbliebenen 
Fahrzeuge gepackt haben 
und versuchten sich in Sicher-
heit zu bringen. Al Mawasi sei 
bereits im Visier der israeli-
schen Armee und wiederholt 
angegriffen worden, berichte-
te der Reporter. 

Die UNO-Organisation für 
humanitäre Hilfe, OCHA, er-
klärte am Montag, ihr Büro in 
Deir al-Balah weiterhin offen 
zu halten. Man werde den is-
raelischen Forderungen, den 
Ort zu verlassen, nicht Folge 
leisten. Die neue Evakuie-
rungsanordnung treffe bis zu 
80.000 Menschen, die schon 
wiederholt vertrieben worden 
seien und für es keinen siche-
ren Ort gäbe. In dem betroffe-

nen Gebiet gebe es »eine 
Reihe von Lagern mit humani-
tärer Hilfe, vier erste Hilfe Kli-
niken, vier medizinische An-
laufstellen und eine lebens-
notwendige Wasserversor-
gung«, hieß es in der OCHA-
Erklärung. »Was immer bei 
den israelischen Angriffen ge-
troffen werde, werde lebens-
bedrohliche Folgen für die Be-
völkerung haben.« 

OCHA hat das Büro für die 
Koordinierung der Hilfe Mitte 
2024 nach Deir al-Balah ver-
legt, nachdem die israelische 
Armee ihren Angriff auf Rafah 
begann. Am Montagmittag be-
stätigte OCHA-Chef Tom Flet-
cher, die OCHA-Mission wer-
de in Deir al-Balah bleiben, 

um den Menschen zu helfen. 
Während die israelischen 
Luftangriffe zunehmen, habe 
er mit dem OCHA-Leiter vor 
Ort Whittall gesprochen, der 
ihm bestätigte, daß man blei-
ben werde. »Sie zeigen au-
ßerordentlichen Mut und Ein-
satz an der humanitären 
Front. Sie sind die Besten der 
UNO, von uns allen.« 

Nach der neuen Massene-
vakuierungsanordnung vom 
Montag bleiben nach UNO-
Angaben nur noch 10 Prozent 
des Gazastreifens, die von 
der israelischen Armee nicht 
zur »Kampfzone« deklariert 
wurden und in denen Zivilbe-
völkerung sich aufhalten darf. 

Karin Leukefeld

Am vergangenen Wo-
chenende wurde von 
der USA-Administration 

zum dritten Mal eine Waffen-
ruhe in der südsyrischen Pro-
vinz Sweida verkündet. Der 
Botschafter der USA in der 
Türkei, Tom Barrack, der auch 
USA-Sonderbeauftragter für 
Syrien und Libanon ist, teilte 
mit, der israelische Minister-
präsident Benjamin Netanja-
hu und der syrische »Interims-
präsident« Ahmed al Sharaa 
hätten sich geeinigt, die Waf-
fen schweigen zu lassen. Die 
Waffenruhe werde von den 
USA, der Türkei und Jorda-
nien unterstützt. Auch Paris 
und London unterstützten das 
USA-Engagement, so Bar-
rack.  

Per X rief Barrack alle be-
waffneten Gruppen auf, »Dru-
sen, Beduinen und Sunniten«, 
ihre Waffen niederzulegen 
und »gemeinsam mit den an-
deren Minderheiten eine 
neue, geeinte syrische Identi-
tät in Frieden und Wohlstand 
aufzubauen.« Mit »Sunniten« 
sind vermutlich arabische 
Stämme aus Deraa und ande-
ren Landesteilen gemeint, die 
am Freitag in die Kämpfe in 
Sweida eingegriffen hatten. 

Al Sharaa und Netanjahu 
haben sich Berichten zufolge 
darauf geeinigt, daß der Mili-
tärrat von Sweida als bewaff-
nete Gruppe in die Damas-
kus-Truppen unter die Kon-
trolle der neuen Machthaber 
integriert werden soll. An-
schließend soll der Militärrat 
ausschließlich in Sweida als 
offizielle Ordnungsmacht im 
Auftrag der Damaskus-Trup-
pen eingesetzt werden. Dabei 
werden sowohl die Fahne der 
Drusen als auch die neue sy-

rische Fahne eingesetzt – so 
können sowohl die Drusen als 
auch die Machthaber in Da-
maskus ihr Gesicht wahren.  

Der Aufruf an die bewaff-
neten Gruppen, »gemeinsam 
mit den anderen Minderheiten 
eine neue, geeinte syrische 
Identität« aufzubauen“, läuft 
darauf hinaus, daß Syrien in 
»Minderheiten« aufgeteilt und 
als souveräner zentral gelenk-
ter Staat geschwächt und zer-
stört werden könnte. Die Sy-
rer werden nicht gefragt. Mehr 
als 1.000 Menschen sollen in 
den einwöchigen Kämpfen 
getötet worden sein.  

Syrien als Bollwerk 
gegen Iran 

Syriens »Interimspräsi-
dent«, der frühere Al-Qaida-
Terrorist Ahmed al Sharaa, 
steht angesichts der Angriffe 
auf die Drusen durch extre-
mistisch-dschihadistische 
Kämpfer seiner »offiziellen« 
Sicherheitskräfte schwach da. 

Für ihn ist es wichtig, den 
Westen, insbesondere die 
USA nicht zu verprellen. Die 
USA und Saudi-Arabien wol-
len Al Sharaa als den »neuen 
starken Mann« in Syrien auf-
bauen. Die Entscheidung Wa-
shingtons, die Sanktionen ge-
gen ihn, seine dschihadisti-
schen Truppen und Syrien 
aufzuheben, waren ein klarer 
Affront gegen Israel, zumal 
Netanjahu explizit von Wa-
shington gefordert hatte, die 
Sanktionen gegen Syrien 
nicht aufzuheben.  

Doch Trump, der mögli-
cherweise auf diese Weise 
Netanjahu in die Schranken 
weisen wollte, entschied an-
ders. Bei seiner Tour durch 
die arabischen Golfstaaten 
Mitte Mai traf er mit Al-Sharaa 
in der saudischen Hauptstadt 
Riad zusammen und erklärte, 
die Sanktionen gegen diesen 
persönlich und Syrien aufzu-
heben. Al Sharaa habe »eine 
Chance verdient«, so Trump. 

Israels Einflußnahme in Sy-
rien sollte damit zugunsten 
der arabischen Golfstaaten 
zurückgedrängt werden. Sau-
di-Arabien, die Vereinigten 
Arabischen Emirate und Ka-
tar, hatten lange bei den USA 
und bei der EU für die Aufhe-
bung der Sanktionen gegen 
Syrien geworben. Al Sharaa 
soll der starke Mann in Syrien 
werden, der – von USA, EU, 
den arabischen Golfstaaten fi-
nanziell, wirtschaftlich und mi-
litärisch gestützt werden soll, 
um vor allem den Iran von der 
Region – und von Israel – 
fernzuhalten. 

Für Israel ist Al-Sharaa 
nicht akzeptabel, weil Israel 
für Syrien einen anderen Plan 
hat. Einerseits hat Netanjahu 
erklärt, den Süden Syriens als 
»entmilitarisierte Pufferzone« 
selber kontrollieren zu wollen. 
Andererseits wirft er Al Sha-
raa dessen dschihadistisch-
extremistische Al Qaida Ver-
gangenheit vor. Dieses Argu-

ment allerdings ist wenig 
glaubwürdig, weil Israel wäh-
rend des Syrienkrieges (seit 
2011) selber mit Al Qadia und 
anderen extremistischen 
Gruppen kooperiert hat, nicht 
zuletzt über die von Israel be-
setzten syrischen Golan-Hö-
hen und die von der UNO-
Mission UNDOF kontrollierte 
Pufferzone auf dem Golan.  

In jedem Fall will Israel 
verhindern, daß die Türkei, 
die von Norden her voran-
drängt, mehr Einfluß in Syrien 
gewinnt. Da gleiche gilt für die 
arabischen Golfstaaten, die 
ebenfalls ihren Einfluß in Sy-
rien ausweiten wollen.  

»Groß-Israel« 
ist das Ziel 

Analysten vermuten im 
Hintergrund zudem das israe-
lische Projekt von »Groß-Isra-
el«, das israelische Einfluß-
nahme und Kontrolle vom Nil 
bis zum Euphrat sichern soll. 
Die Idee geht zurück auf 
Theodor Herzl, der für den 
»Judenstaat« und »Groß-Is-
rael« Stellen aus der Thora 
aus vorchristlicher Zeit be-
mühte. Wichtiges Projekt ist 
dabei »Davids Korridor«, eine 
geopolitische Achse, die von 
den besetzten syrischen Go-
lan-Höhen bis zum Fluß Eu-
phrat und Kurdistan im Nord-
irak reichen soll. Um das 
durchzusetzen, schmiedet Is-
rael seit Jahren Minderheiten-
bündnisse, die gegen einen 
starken Zentralstaat sind. 

Der israelische Einfluß auf 
die nordirakischen Kurden 
reicht zurück in die 1960er 
Jahre und seit Beginn des Sy-
rienkrieges (2011) hat Israel 
seinen Einfluß auf die kur-

disch geführten Syrischen De-
mokratischen Kräfte (SDF) 
ausgebaut. »Davids Korridor« 
soll eine Landverbindung 
sein, die von den besetzten 
syrischen Golanhöhen durch 
die syrischen Provinzen De-
raa, Sweida, Al-Tanf, Deir Ez-
zor ins irakisch-syrische 
Grenzgebiet bei Albu Kamal 
an den Euphrat führt und Isra-
el »ins Herz von Westasien« 
bringt.  

Die syrischen Drusen, ge-
nauer gesagt der Militärrat 
von Sweida, unterhält freund-
schaftliche Beziehungen zu 
den SDF-Einheiten, beide 
Gruppen werden von Israel 
umgarnt, beide Gruppen ver-
langen von Damaskus weitrei-
chende Autonomie: Kontrolle 
über die von ihnen kontrollier-
ten Gebiete und deren Roh-
stoffe sowie Bewaffnung. 

Der Aufruf des US-ameri-
kanischen Vermittlers Tom 
Barrack an alle bewaffneten 
Gruppen in Syrien, »gemein-
sam mit den anderen Minder-
heiten eine neue, geeinte syri-
sche Identität aufzubauen«, 
könnte dem Gedanken eines 
»Föderalstaates« den Weg 
bahnen. Kurden und Drusen 
wären damit wohl einverstan-
den, nicht aber mit der Auffor-
derung, die Waffen niederzu-
legen. Diese Forderung dient 
vermutlich eher dazu, Al Sha-
raa und seine Gefolgschaft zu 
beruhigen, die weiterhin die 
Kontrolle über das ganze Sy-
rien wollen und alle Waffen im 
Land dem von Al Sharaa Leu-
ten kontrollierten »Verteidi-
gungsministerium« unterstel-
len wollen. Der Konflikt zwi-
schen Al Sharaa und Israel ist 
nicht vorbei. 

Karin Leukefeld

Busra al-Harir, 21. Juli 2025. Bewaffnete der syrischen »Regierung« sperren eine Straße  
(Photo by Bakr ALkasem / AFP) 

Menschen fliehen mit wenigen Habseligkeiten aus Deir al-Balah vor israelischen Bombardements 
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